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A. Mündliche Fragen gemäß 1. der Richtlinien 


Gesdiäftsbereidi des Bundesministers für 
Jugendr Familie und Gesundheit 


1. Abgeordneter 
Lagershausen 
(CDU/CSU) 


Hält die Bundesregierung die Einbeziehung 
von Personalwohnheimen und Schwester- 
schulen in die Förderung nach dem Gesetz der 
wirtsdiaftlidien Förderung der Krankenhäuser 
(KHG) für erforderlich, und ist sie bereit, an- 
gesichts der Kostensteiigerungen bei den Kran- 
kenhausträgern eine entsprechende Verord- 
nung nach § 4 Abs. 4 KHG zu erlassen? 


Gesdiäftsbereidi des Bundesministers für 
Bildung und Wissenschaft 


2. Abgeordneter 
Prinz zu Sayn- 
Wittgenstein- 
Hohenstein 
(CDU/CSU) 


3. Abgeordneter 
Prinz zu Sayn- 
Wittgenstein- 
Hohenstein 
(CDU/CSU) 


Wie beurteilt die Bundesregierung den vom 
ersten Vorsitzenden der Kassenärztlichen Bun- 
desvereinigung, Dr. Muschallik, gemachten 
Vorschlag, die für die Zulassung von auslän- 
dischen Studienbewerbern der Medizin vor- 
gesehene Quote von 8 v. H. um 3 v. H. auf 
5 V. H. zu kürzen? 

Ist die Bundesregierung in diesem Zusammen- 
hang der Auffassung, daß die durch eine sol- 
che Kürzung gewonnenen Studienplätze vor- 
rangig den Bewerbern zur Verfügung gestellt 
werden sollten, die sich verpflichten, nach 
Abschluß ihrer Ausbildung sich in Stadtrand- 
gebieten und ländlichen Gemeinden als Arzt 
für AllgemeinmedizLn niederzulassen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
wirtschaftliche Zusammenarbeit 


4. Abgeordneter 
Waikhoff 
(SPD) 


Sollen bundesdeutsche Projektleiter, die in der 
Entwicklungshilfe tätig sind, künftig den Be- 
hörden des Gastlandes unterstellt und verant- 
wortlich sein? 


5. Abgeordneter 


Walkhoff 

(SPD) 


Ist bejahendenfalls in der Mehrzahl der Län- 
der der Dritten Welt die Effizienz bundesdeut- 
scher Entwicklungshilfe noch gewäihrleistet, 
wenn die zuständigen Stellen der Bundesrepu- 
blik Deutschland darauf verzichten, auf die 
Realisierung der Projekte Einfluß zu nehmen? 
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Geschäftsbereich des Bundesministers für Verkehr 


6. Abgeordneter 

Dr. Evers 


(CDU/CSU) 


Beabsichtigt die Bundesregierung, die Pläne 
der Deutschen Bundesibahn zur Aufhebung von 
Stückgutbahnhöfen auch im Hinblick auf die 
veränderte Situation durch die Erdölkrise wei- 
terhin zu unterstützen, oder teilt die Bundes.- 
regierung die Auffassung, daß die Erdölver- 
knappung zwangsläufig zu Maßnahmen füh- 
ren muß, die eine Verlagerung von der Straße 
auf die Schiene zum Inhalt haben und damit 
weitere Einschränkungsmaßnahmen der Deut- 
schen Bundesbahn ausschließen? 


7. Abgeordneter 

Dr. Evers 


(CDU/CSU) 


Hält die Bundesregierung an ihren Plänen fest, 
auch in den wenig erschlossenen Mittelge- 
birgslagen, beispielsweise im Hochschwarz- 
wald, Stückgüterbahnhöfe anläßlich der ver- 
änderten Situation auf dem Energiemarkt auf- 
zugeben? 


8. Abgeordneter 

Dr. Jobst 
(CDU/CSU) 


Ist die Vorschrift noch gerechtfertigt, wonach 
an spikesbereiften Autos am Fahrzeugheck 
eine 100-Plakette angebracht sein muß, obwohl 
nach der neuen Geschwindigkeitsregelung nie- 
mand schneller als 80 bzw. 100 Stundenkilo- 
meter fahren darf? 


9. Abgeordneter 

Immer 


(SPD) 


Inwieweit ist die Bundesregierung bereit, in 
Ausführung der Erklärung des Bundeskanz- 
lers, Gütertransporte von der Straße auf die 
Schiene zu verlagern, auch die Planung der 
Flächenbedienung nochmals gründlich zu über- 
prüfen? 


10. Abgeordneter 

Dr. Riedl 

(München) 

(CDU/CSU) 


Welche bundeseinheitlichen Regelungen hält 
die Bundesregierung für notwendig, um die 
gemeinwirtschaftlichen Lasten auch der kom- 
munalen Träger des öffentlichen Personennah- 
verkehrs im Bereich des Ausbildungs- und 
Berufsverkehrs auszugleichen, und ab welchem 
Zeitpunkt ist gegebenenfalls aus solchen Re- 
gelungen mit Betriebskostenzuschüssen für 
den Münchner-Verbundverkehr (MW) zu 
rechnen? 


11. Abgeordneter 
Böhm 

(Melsungen) 

(CDU/CSU) 


Welche Stellungnahme bezieht die Bundes- 
regierung zu der bei einem Besuch der Stadt 
Homberg-Efze im Kreis Fritzlar-Homberg vom 
hessischen Minister für Wirtschaft und Tech- 
nik geführten Klage über mangelnde Zusam- 
menarbeit mit dem Bundesverkehrsminister 
und der von Minister Karry (FDP) getroffenen 
Feststellung, er habe kaum die Mc^glichkeit, 
mit Dr. Lauritzen die aktuellen Verkehrspro- 
bleme zu erörtern? 
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12. Abgeordneter 
Lagershausen 
(CDU/CSU) 


Hält die Bundesregierung die Förderung von 
Bundesausbauorten für vereinbar mit der 
Schließung von Stückigutbahnhöfen in diesen 
Bundesausbauorten, besonders auch dann, 
wenn u. a. unter Hinweis auf das bisherige 
Dienstleistungsangebot der Deutschen Bundes- 
bahn Ansiedlungen erfolgt (Sind? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Forschung und Technologie und 
für das Post- und Fernmeldewesen 


13. Abgeordneter 

Dr. Kunz 
(Weiden) 
(CDU/CSU) 


14. Abgeordneter 
Dr. Riedl 
(München) 
(CDU/CSU) 


15. Abgeordneter 

Dr. Freihherr 
Spies von 
Büllesheim 
(CDU/CSU) 


16. Abgeordneter 
Dr. Freihherr 
Spies von 
Büllesheim 
(CDU/CSU) 


Treffen Meldungen zu, daß dem Bundesmini- 
ster für Forschung und Technologie und für 
das Post- und Fernmeldewesen von nicht 
kompetenter Seite des Ministeriums umfang- 
reiche Vorschläge ziur Umstrukturierung und 
zu personellen Umbesetzungen gemiacht wur- 
den, die eine einseitige Bevorzugung von An- 
hängern der SPD bedeuten würden, und wel- 
che Konsequenzen hat der Bundesminister aus 
diesem Vorgang gezogen bzw. gedenkt er zu 
ziehen? 

Trifft es zu, daß die Deutsche Bundespost 
künftig die Gesprächsdauer für Ortsgespräche 
auf fünf Minuten bei einer Gebühr von 0,20 
DM beschränken will, und ist sich die Bundes- 
regierung darüber im klaren, daß davon insbe- 
sondere die einkommensschwachen Bevölke- 
rungsgruppen besonders betroffen werden? 

Ist es zutreffend, daß die Deutsche Bundespost 
in einem Bereich, in dem sie mit der allge- 
meinen Kreditwirtschaft im Wettbewerb steht, 
dem Bereich des Zahlungsverkehrs, im Jahr 
1972 480 Millionen DM Verlust erwirtschaftet 
hat u. a. auch deshalb, weil sie im Vergleich 
zur sonstigen Kreditwirtschaft niedrigere Ge- 
bühren erhebt? 

Hält die Bundesregierung es für vertretbar, 
daß die Deutsche Bundespost sehr erhebliche 
Gebührenerhöhungen in Bereichen beabsich- 
tigt, in denen sie über ein Monopol verfügt, 
gleichzeitig aber in den Dienstzweigen, in 
denen sie mit Wirtschaftsunternehmen kon- 
kurrieren muß, auf die Erhebung üblicher Ge- 
bühren verzichtet, und auf welche Größenord- 
nung kann dieser Verzicht für das Jahr 1973 
beziffert werden? 


Geschäftsbereich des Bundesministers des Innern 


17. Abgeordneter 
Dr. Probst 

(CDU/CSU) 


Wie hoch ist der Anteil der im öffentlichen 
Dienst tätigen Hochschulabsolventen an der 
Gesamtzahl der erwerbstätigen Hochschulab- 
solventen in der Bundesrepublik Deutschland? 
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18. Abgeordneter 
Dr. Probst 

(CDU/CSU) 


Ist die Bundesregierung der Meinung, die 
öfifentlichen Dienstherren in der Bundesrepu- 
blik Deutschland könnten mittelfristig alle 
diejenigen Hochschulabsolventen anstellen, 
die nach Abschluß ihres Studiums im privaten 
Bereich keine angemessene Berufsmöglidikeit 
gefunden haben? 


19. Abgeordneter 
Spranger 
(CDU/CSU) 


Sind Meldungen zutreffend, denen zufolge 
40"/o der etwa 450 Personen, die von Chile in 
die Bundesrepublik Deutschland ühersiedeln 
mödi'ten, Kommunisten, weitere 20Vo Mitglie- 
der der noch linksradikaleren Sozialisten sind, 
und warum gelten die Bedoirfnisse der inneren 
Sichei'heit, wie sie für das Verbot der Einreise 
des Marxisten Ernest Mandel maßgebend wa- 
ren, nicht für diese Linksradikalen? 


20. Abgeordnete 
Frau Eilers 
(Bielefeld) 
(SPD) 


Hält es die Bundesregierung für gerechtfertigt, 
daß eine Kürzung das iKinderzuschlags auf die 
Hälfte gemäß § 19 Abs. 2 Nr. 4 des Bundesbe- 
soldungsgesetzes auch dann vorgenommen 
wird, wenn eine Beamtin zwar angibt, daß der 
Vater ihres nichtehelichen Kindes im öffent- 
lichen Dienst beschäftigt ist, ihn aber nidii 
benennt und auch nicht zivilrechtlich für den 
Kindesunterhalt in Anspruch nimmt und somit 
die andere Hälfte des Kinderzuschlags nicht 
zur Auszahlung gelangen kann, und erwägt 
die Bundesregierung eine Neuordnung der 
Kinderzuschläge in der Weise, daß der Mutter, 
die ihr Kind allein unterhält, auch der volle 
Kinderzuschlag zugutekommt? 


21. Abgeordneter 
Rollmann 


(CDU/CSU) 


Entspricht es den Tatsachen, daß — wie die 
DGB- Wochenzeitung „Welt der Arbeit" am 
7. Dezember 1973 meldet — 40Vo der rund 
450 Chilenen, die jetzt als politische Flücht- 
linge in der Bundesrepublik Deutschland Auf- 
nahme finden sollen, der Kommunistischen 
Partei Chiles und 20®/o der linksradikalen 
Sozialistischen Partei Chiles angehören? 


22. Abgeordneter Welche Gewähr bieten diese Chilenen, daß sie 
Rollmann wenigstens in der Bundesrepublik Deutsch- 

(CDU/CSU) land nicht gegen Verfassung und Gesetze ver- 

stoßen werden? 


23. Abgeordneter 
Wende 


(SPD) 


Welche Maßnahmen hat die Bundesregierung 
nach den Grundsatzerörterungen im Sportaus- 
schuß des Deutschen Bundestags lam 16. März 
1972 getroffen, um in Zukunft Fehlplanungen 
und Minderbenutzungen bei der Errichtung 
von Zentren für den Leistungssport zu ver- 
meiden? 
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24 , Abgeordneter Hat die Bundesregierung inzwischen den an- 
Wende gekündigten „Gesamtplan Leistungszentren" 

(SPD) für die Bundesrepublik Deutschland im Einver- 

nehmen mit dem Deutschen Sportbund und 
den Sportfachverbänden sowie den Bundeslän- 
dern erstellt? 


Ist die Bundesregierung bereit, die Initiativen 
der Gemeinden und Kreise zu unterstützen, 
die sich bereiterklärt haben, politische Flücht- 
linge aus Chile aufzunehmen, und wenn ja, 
welcher Art wird diese Unterstützung sein? 


Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß 
bei aller Würdigung der Notwendigkeit, aktiv 
engagierte Links- oder Rechtsradikale vom 
öffentlichen Dienst in der Bundesrepublik 
Deutschland fernzuhalten, eine Bewerbung zur 
Übernahme in diesen Dienst nicht allein schon 
auf Grund einer vorübergehenden Mitglied- 
schaft im „Spartakus" an einer wissenschaft- 
lichen Hochschule abgelehnt werden sollte? 


27. Abgeordneter Welche Sportbaumaßnahmen hat die Bundes- 
Büchner regierung mit den im Haushaltsplan 1973 (06) 

(Speyer) ausgewiesenen 32,5 Millionen DM gefördert? 

(SPD) 


28. Abgeordneter In welcher Höhe standen der Bundesregierung 

Büchner 1973 Förderungsmittel für den Sportstättenbau 

(Speyer) im Zonenrandgebiet zur Verfügung, und wel- 

(SPD) che Maßnahmen wurden damit gefördert? 

29. Abgeordneter Wie weit sind die Vorarbeiten und Koordi- 

Dr. Wernitz nierungsbemühungen gediehen, um einen op- 

(SPD) timalen Beitrag der Bundesrepublik Deutsch- 

land zum Europäischen Denkmalschutzjahr 
1975 zu gewährleisten? 

Angesichts der Tatsache, daß die Zollverwal- 
tung einschließlich der Zollfahndungsämter 
und -des Zollkriminalinstituts einen wesent- 
lichen Beitrag im Rahmen der Sicherheitsauf- 
gaben leistet, frage ich die Bundesregierung, 
ob und gegebenenfalls welche Möglichkeiten 
bestehen, die Zollverwaltung in das Sicher- 
heitsprogramm aufzunehmen? 


31. Abgeordneter Hat die Bundesregierung inzwischen durch 
Straßmeir Beschluß über die Errichtung des Bundesamts 

(CDU/CSU) für Umweltschutz in Berlin entschieden, und 

wie ist der Stand des Verfahrens in bezug auf 
den Zeitpunkt, den Standort sowie die räum- 
liche und personelle Ausstattung des Amts? 
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32. Abgeordneter 

Wagner 

(Günzburg) 

(CDU/CSU) 


Hält die Bundesregierung an ihrer Auffassung 
fest, die DKP verfolge verfassungsfeindliche 
Ziele, und welche Folgerungen hat sie zwi- 
schenzeitlich aus dieser Aussage des Parla- 
mentarischen Staatssekretärs Daum vom 
23. März 1973 vor dem Deutschen Bundestag 
vor allem im Hinblick auf das Urteil des 
Bundesverfassungsgerichts vom 17. August 
1956 gezoigen? 


33. Abgeordneter 

Wagner 

(Günzburg) 

(CDU/CSU) 


Teilt die Bundesregierung meine Auffassung, 
daß mit einer weiteren Verzögerung in der 
Feststellung der Verfassungswidrigkeit und 
des Verbots der DKP die Aushöhlung der 
freiheitlich-demokratischen Grundordnung der 
Bundesrepublik Deutschland bewirkt wird? 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Justiz 


34. Abgeordneter 

Dr. Weber 
(Köln) 

(SPD) 


Besitzt die Bundesregierung Aufzeichnungen 
darüber, in welchem Umfang sogenannte ärzt- 
liche Kunstfehler vor gekommen und Entschä- 
digungen geleistet worden sind, und ist die 
Bundesregierung bereit, wegen der Schwierig- 
keit der Beweislast für durch einen ärztlichen 
Kunstfehler Geschädigte die Haftungstatbe- 
stände dahin zu ändern, daß anstelle einer 
Verschuldenshaftung eine Haftung ohne Ver- 
schulden stattfindet, mit der Folge, daß eine 
Haftung des Arztes für jede Handlung, die zu 
einem Schaden führt, eintritt? 


35. Abgeordneter Ist die mit den geltenden Regeln des Völker- 

Dr. Czaja gewohnheitsrechts und Artikel 46 der Wiener 

(CDU/CSU) Vertragsrechtskonvention in Einklang stehen- 

de Feststellung des Bundesverfassungsgerichts 
im Urteil vom 31. Juli 19*73 für alle Staats- 
und Verfassungsorgane einschließlich den 
deutschen Auslandsvertretungen als tragender 
Urteilsgrund verbindlich und zwingend, wo- 
nach die in Ziffer VI,3 angeführten Umstände 
— neben der innerstaatlichen Verbindlichkeit 
des Urteils — geeignet sind, „auch in der 
völkerrechtlichen Auseinandersetzung, insbe- 
sondere auch gegenüber dem Vertragspartner 
dem Vertrag die Auslegung zu geben, die 
nach idem Grundgesetz erforderlich ist“, und 
der Vertragspartner sich deshalb bezüglich 
Umfang und Inhalt der vertraglichen Bindung 
das innerstaatliche Verfassungsrecht der Bun- 
desrepublik Deutschland im Sinne der ver- 
bindlichen Grundsätze des internationalen 
Vertragsrechts entgegenhalten lassen muß? 
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36. Abgeordneter Warum ist der Wortlaut des Urteils des Bun- 

Dr. Czaja desverfassungsgerichts vom 31. Juli 1973 bis- 

(CDU/CSU) her nicht im „Bulletin" veröffentlicht worden, 

obwohl nach dem Urteilstenor der Grundver- 
trag nur „in der sich aus den Gründen erge- 
benden Auslegung mit dem Grundgesetz ver- 
einbar" ist und daher alle deutschen Staats- 
und Verfassungsorgane einschließlich der 
deutschen Auslandsvertretungen über den im 
Bundesgesetzblatt veröffentlichten Tenor und 
die Leitsätze des Urteils hinaus auch seine 
tragenden Gründe zur Wahrung und Vertre- 
tung der Rechtslage Deutschlands und der 
Deutschen und zur Erfüllung der Rechtspflich- 
ten der Bundesrepublik Deutschland gegen- 
über Deutschland und allen deutschen Staats- 
angehörigen präzise kennen und vertreten 
müssen, ohne viele Monate auf den für die 
Wirksamkeit des Urteils unmaßgeblichen Ab- 
druck in der Sammlung der Bundesverfas- 
sungsgerichtsentscheidungen warten zu müs- 
sen? 

37. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß durch 

Dr. Stavenhagen das Inkrafttreten des neuen Erbschaft- und 
(CDU/CSU) Schenkungsteuerrechts zum 1. Januar 1974, 

wonach der Grundbes'itz mit 140Vo der neuen 
Einheitswerte (1964) bewertet wird, bei den 
Notaren ein bis zu diesem Zeitpunkt nicht zu 
bewältigender Arbeitsanfall durch Beurkun- 
dung von Erbschaft- und Schenkungsverträgen 
eingetreten ist, und sieht die Bundesregierung 
eine Möglichkeit, in den Fällen, in denen Ver- 
träge wegen der Arbeitsüberlastung der No- 
tare vor dem 1. Januar 1974 nicht mehr beur- 
kundet werden können, eine Nachfrist zu ge- 
währen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Finanzen 


38. Abgeordneter Welche Überlegungen stellt die Bundesregie- 

Dr. Sperling rung im Hinblick darauf an, daß im Zuge der 

(SPD) allgemeinen Geschwindigkeitsbegrenzung auf 

80 km/h bzw. 100 km/h und zur Einschränkung 
des Benzinverbrauchs eine Benutzung kleine- 
rer Kraftfahrzeuge dadurch gefördert werden 
könnte, daß eine entsprechende Gestaltung 
des Kraftfahrzeugsteuertarifs die Benutzung 
solcher Kraftfahrzeuge begünstigt, die in Lei- 
stung und Benzinverbrauch auch den energie- 
politischen Intentionen der Bundesregierung 
entgegenkommen? 

39. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, bei ihren über- 

Niegel legungen über die Milderung der Folgen der 

(CDU/CSU) Heizölpreiisverteuerungen zu prüfen, ob die 

Mehrkosten für Heizöl, die einen bestimmten 
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Durchschnittspreis je Liter übersteigen, als 
außergewöhnliche Belastung nach § 33 EStG 
anzuerkennen? 


40. Abgeordneter 

von Alten- 
Nordheim 

(CDU/CSU) 


Von welchen jährlichen Verbrauchsmengen 
jeweils gesondert für leichtes und schweres 
Heizöl, Benzin und Dieselkraftstoff ist bei der 
Berechnung der Umsatzsteuermehreinnahmen 
von insgesamt 60 Millionen DM bezogen auf 
1 Pfg./Ltr. Preisanhebung, ausgegangen, und 
wie verteilen sich die 60 Millionen DM Um- 
satzsteuermehreinnahmen auf die einzelnen 
Produkte? 


41. Abgeordneter 

von Alten- 
Nordheim 
(CDU/CSU) 


Worauf gründet sich die Annahme, daß durch 
die Preissteigerungen und auch durch die bei- 
den Mineralölsteuererhöhungen bei leichtem 
und schwerem Heizöl sowie Benzin und Diesel- 
kraftstoff „sich tatsächlich keine zusätzlichen 
Umsatzsteuermehreinnahmen ergeben wer- 
den", und bei welchen anderen Verbrau chs- 
gütern sollen „zwangsläufig Minderausgaben" 
entstehen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Wirtschaft 


42. Abgeordneter 

Spitzmüller 

(FDP) 


Ist die Bundesregierung bereit, die Frage zu 
prüfen, ob angesichts der kritischer werden- 
den Energieversorgung die Einführung einer 
um eine Stunde versetzten „Sommerzeit" in 
der Bundesrepublik Deutschland und den übri- 
gen Partner Staaten der Europäischen Gemein- 
schaft sinnvoll erscheint und deshalb Unter- 
suchungen sofort in Angriff genommen werden 
sollen, um eventuell schon eine Umstellung 
für den Sommer 1974 zu ermöglichen? 


43. Abgeordneter 
Spitzmüller 
(FDP) 


Verfügt die Bundesregierung über Untersu- 
chungsergebnisse oder Schätzungen, die Aus- 
kunft geben über die dadurch eintretende 
Energieeinsparung vor allem im Bereich der 
elektrischen Energieversorgung? 


44. Abgeordneter 

Dürr 


(SPD) 


Hält es die Bundesregierung für gerechtfertigt, 
wenn zahlreiche Vermieter in den vergange- 
nen Wochen von Mietern unter Hinweis auf 
gestiegene Heizölpreise eine Erhöhung der 
Vorauszahlungen für Heizungskosten verlan- 
gen, die oft um etwa lOOVo über den bisher 
zu Leistenden Vorschußzahlungen liegen, und 
sieht die Bundesregierung gegebenenfalls 
Möglichkeiten, durch wirtschaftspolitische 
Maßnahmen sicherzustellen, daß überhöhte 
Zahlungen nicht verlangt werden? 
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45. Abgeordneter 

Dr. Sperling 
(SPD) 


46. Abgeordneter 
Spranger 
(CDU/CSU) 


47. Abgeordneter 

Wolfram 


(SPD) 


48. Abgeordneter 

Dr. Jahn 
(Münster) 

(CDU/CSU) 


49. Abgeordnete 
Frau Huber 


(SPD) 


50. Abgeordneter 
Kater 
(SPD) 


51. Abgeordneter 
Kater 
(SPD) 


Wie beurteilt die Bundesregierung die Aus- 
sichten, daß sich durch das Fahrverbot an 
Sonntagen und die allgemeine Geschwindig- 
keitsbegrenzung auf 80 km/h bzw. 100 km/h 
die Zahl der Unfälle erheblich vermindern 
wird, und welche Maßnahmen will die Bun- 
desregierung ergreifen, um die Weitergabe 
der damit eintretenden Kostensenkung von 
den Versicherungsgesellschaften an die Kraft- 
fahrzeugbesitzer zu gewährleisten? 

Aus welchen Gründen enthält die Verordnung 
über Fahrverbote und Geschwindigkeitsbe- 
grenzungen für Motorfahrzeuge vom 19. No- 
vember 1973 keine Ausnahmeregelung für 
Fälle, in denen eine Notlage ausnahmsweise 
eine Fahrerlaubnis tür bestimmte Fahrten aus 
humanitären Gründen zwingend erfordert, und 
ist die Bundesregierung bereit, unverzüglich 
bei weiteren Fahrverbotsregelungen eine sol- 
che Ausnahmebestimmung aufzunehmen? 

Wie beurteilt die Bundesregierung den Vor- 
schlag von Prof. Dr. Werner Peters, Bergbau- 
forschung GmbH Essen, aus Kohle Heizöl zu 
gewinnen, und ist die Bundesregierung bereit, 
kurzfristig verstärkt Forsdiungs- und Investi- 
tionsvorhaben zur Gewinnung von Heizöl aus 
Kohle, zur Kohlevergasung und zur Kohlever- 
flüssigung finanziell zu fördern? 

Welche Gründe haben die Bundesregierung 
veranlaßt, in § 2 Abs. 1 Nr. 4 der Verordnung 
über Fahrverbote und Geschwindigkeitsbe- 
grenzungen für Motorfahrzeuge vom 19. No- 
vember 1973 sämtliche Dienstfahrzeuge des 
Bundes und der Länder generell vom Sonn- 
tagsfahrverbot auszunehmen? 

Ist es bisher durch die Lieferungspolitik der 
Mineralölgesellschaften zu Diskriminierungen 
von Mineralölhändlern und Tankstellen ge- 
kommen, und wenn ja, was hat die Bundes- 
regierung dagegen unternommen bzw. was 
gedenkt sie dagegen zu tun? 

Welche Möglichkeiten und Ergebnisse hatten 
und haben die durch die Bundesregierung 
veranlaßten bzw. vorgenom menen Durchleuch- 
tungen der in den letzten Wochen erfolgten 
Preisentwicklung im Bereich des Mineralöl- 
markts der Bundesrepublik Deutschland? 

Ist die Bundesregierung bereit, unter Berück- 
sichtigung der Vorgänge der letzten Wochen 
im Mineralölbereich, eine Novellierung des 
Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen 
mit dem Ziel zu prüfen, eine vorbeugende 
Preisbildungskontrolle für marktbeherrschen- 
de Unternehmen durch das Bundeskartellamt 
einzuführen? 
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52. Abgeordneter 
Schäfer 
(Appenweier) 
(SPD) 


53. Abgeordneter 

Schäfer 

(Appenweier) 

(SPD) 

54. Abgeordnete 

Frau Eilers 
(Bielefeld) 

(SPD) 


55. Abgeordnete 

Frau Dr. Lepsius 
(SPD) 


56. Abgeordneter 

Rappe 

(Hildesheim) 

(SPD) 


57. Abgeordneter 

Tillmann 


(CDU/CSU) 


58. Abgeordneter 

Tillmann 


(CDU/CSU) 


59. Abgeordneter 

Baack 


(SPD) 


60. Abgeordneter 

Baack 

(SPD) 


Warum hat die Bundesregierung in ihrer Ver- 
ordnung über Fahrverbote und Geschwindig- 
keitsbegrenzungen für Motorfahrzeuge vom 
19. November 1973 darauf verzichtet vorzu- 
schreiben, daß die Bescheinigungen zur Aus- 
nahme vom Fahrverbot nach § 2 Abs. 1 Nr. 9 
vom Betriebsrat gegengezeichnet werden? 

Beabsichtigt die Bundesregierung, einen ent- 
sprechenden Passus in die besagte Verordnung 
aufzunehmen? 


Welche Maßnahmen beabsichtigt die Bundes- 
regierung zu ergreifen, um mit den Mitteln der 
Konjunkturpolitik die im Bereich der Textil- 
und Bekleidungsindustrie entstandene Situa- 
tion aufzufangen und kurzfristig zu bessern? 


Welche mittel- und langfristigen Maßnahmen 
beabsichtigt die Bundesregierung einzuleiten, 
um die besondere Krisenanfälligkeit der Ar- 
beitsplätze von Frauen in Zeiten konjunktu- 
reller Abschwächungen zu verringern? 

Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregie- 
rung, um im Rahmen ihrer Konjunktur- und 
Beschäftigungspolitik insgesamt zu einer grö- 
ßeren regionalen und sektoralen Ausgewogen- 
heit des Arbeitsplatzangebots zu kommen? 

Beabsichtigt die Bundesregierung, auch im 
nächsten Jahr ein Sonntagsfahrverbot zu er- 
lassen, und wie beurteilt sie die Auswirkun- 
gen eines solchen Fahrverbots auf die wirt- 
schaftliche Situation der Fremdenverkehrsbe- 
triebe insbesondere in strukturschwachen Ge- 
bieten? 

ist die Bundesregierung bereit, Fremdenver- 
kehrsbetrieben, die durch ein Sonntagsfahr- 
verbot im nächsten Jahr schwere Einbußen 
erleiden, finanzielle Unterstützung zu gewäh- 
ren, und wenn ja, welcher Art wird diese 
Unterstützung sein? 

Ist von der Bundesregierung ein Sonderpro- 
gramm vorgesehen, daß Krankenanstalten mit 
ausreichender Energie (öl) versorgt werden 
und somit der Ausübung ihrer medizinischen 
Aufgabe nachkommen können? 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß durch 
die Verteuerung von Heizöl die Krankenan- 
stalten in Schwierigkeiten geraten, da die er- 
höhten Heizkosten nicht durch die Pflegesätze 
gedeckt werden können, und was gedenkt die 
Bundesregierung zu tun, um den Krankenan- 
stalten zu helfen? 
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61. Abgeordneter 

Junghans 

(SPD) 


62. Abgeordnete 

Frau Schlei 
(SPD) 


63. Abgeordneter 

Dr. Jobst 


(CDU/CSU) 


64. Abgeordneter 

Dr. Köhler 
(Wolfsburg) 

(CDU/CSU) 


In welchem Maße sind die in der Textil- und 
Bekleidungsindustrie mit öffentlichen Mitteln 
geschaffenen Arbeitsplätze zur Verbesserung 
der Beschäftigungslage in industrieschwachen 
Regionen, z. B. im Emsland, in Bayern und im 
Zonenrandgebiet, gefährdet bzw. bereits wie- 
der verlorengegangen? 

Sieht die Bundesregierung die Gefahr im Be- 
reich der Textil- und Bekleidungsindustrie, daß 
mit massiver Frauenarbeitslosigkeit in Indu- 
strie- und Heimarbeit einhergehend eine an 
sich notwendige Rationalisderung teils noch 
veralteter Strukturen (wie im Bekleidungsbe- 
reich) durchgesetzt wird, deren strukturelle 
Ursachen auf das engste mit der arbeitsteili- 
gen Frauenerwerbsarbeit verbunden sind, und 
was gedenkt die Bundesregierung gegebenen- 
falls konjunktur- und strukturpolitisch dage- 
gen zu unternehmen? 

Ist die Bundesiegierung angesichts der alar- 
mierenden Meldungen über die Entlassungen 
von Arbeitnehmern im Baugewerbe im ost- 
bayerischen Raum jetzt bereit, zusätzliche Mit- 
tel für Baumaßnahmen in diesem Gebiet be- 
reitzustellen? 

Vertritt die Bundesregierung angesichts der 
Energiekrise weiterhin die Auffassung, daß 
die Rohstoffversorgung für die industrielle 
Innovation in erster Linie eine Aufgabe indu- 
strieller Unternehmen ist? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten 


65. Abgeordneter 

Gansei 


(SPD) 


Welche sachlichen und personellen Konse- 
quenzen hat die Bundesregierung im Interesse 
der Genossenschaftsbauern und der Steuer- 
zahler aus dem Gutachten der Bundesanstalt 
für Milchforschung gezogen, das dem Rationa- 
lisierungsprojekt Mellendorf hohe Rentabili- 
tät bescheinigte, obwohl schon während der 
Anfertigung des Gutachtens eine teilweise und 
kurz nach Fertigstellung des Gutachtens eine 
vollständige Stillegung des Projekts erfolgte? 


66. Abgeordnete 

Frau 

Dr. RiedeF 
Martiny 

(SPD) 


Welche Auswirkungen haben die von del 
Welternährungsorganisation FAO gemeldeten 
Rekordergebnisse der Weltgetreideernten 1973 
auf die agrarpolitischen Vorstellungen der 
Bundesregierung, vor allem unter dem Aspekt, 
daß die Europäische Gemeinschaft in ihren 
Prognosen bisher von einer anhaltenden Ver- 
knappungssituation bei Getreide, Futtermit- 
teln und Zucker ausgegangen ist? 
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67. Abgeordnete 

Frau 

Dr. Riedel- 
Martiny 

(SPD) 


Was gedenkt die Bundesregierung als Mit- 
glied der FAO zu tun, um in Zukunft eine 
größere Transparenz der Weltagrarmärkte 
sicherzustellen, die eine durchschaubare 
Grundlage für die mit Recht geforderte Welt- 
ernährungsbilanz abgibt? 


68. Abgeordneter 

Egert 

(SPD) 


Erwägt die Bundesregierung, zwingend vor- 
zuschreiben, daß Kartoffeln, Karotten und an- 
dere Gemüsearten nicht luftabgesctilossen in 
Plastik verpackt sein dürfen, wodurch die 
Verderblichkeit erheblich gesteigert wird, 
ohne daß der Verbraucher dies nachprüfen 
kann? 


69. Aügeordneter 

Müller 

(Bayreuth) 

(SPD) 


Trifft es zu, daß die Massentierhaltung, bei- 
spielsweise in Kälbermastbetrieben, zu Tier- 
quälereien führt, die nach §§ 2 und 3 Nr. 7 
und 8 des Tierschutzgesetzes vom 24. Juli 1972 
strafredatlich zu verfolgen wären, und was 
gedenkt die Bundesregierung gegebenenfalls 
dagegen zu tun? 


70. Abgeordneter 
Stak 
(Kempen) 
(SPD) 


Wie soll narb Vorstellungen der Bundesregie- 
rung der zur Zeit durch die unterschiedlichen 
Preise für Heizöl zwischen den Niederlanden, 
Belgien und der Bundesrepublik Deutschland 
für die Zierpflanzen- und Gartenanbaubetriebe 
unter Glas bestehende ruinöse Wettbewerb 
beendet werden, um die Existenz der Betriebe 
zu sichern? 


71. Abgeordneter 

Stahl 

(Kempen) 

(SPD) 


Hält die Bundesregierung eine befristete Im- 
porteinschränkung unter den derzeitigen Vor- 
aussetzungen des Wettbewerbs für zweck- 
mäßig und vertretbar? 


72. Abgeordneter 
Niegel 
(CDU/CSU) 


Wird die Bundesregierung sich allen Plänen 
der EG-Kommis,sion mit Nachdruck widerset- 
zen, die vorsehen, daß der für die Aufwertung 
vom 27. Oktober 1969 der deutschen Landwirt- 
schaft gezahlte Flächenausgleich nur für Struk- 
tur- und Sozialmaßnahmen gegeben werden 
darf und der über das Mehrwertsteuersystem 
gewährte Ausgleich gekürzt werden soll? 


73. Abgeordneter 

Sauter 

(Epfendorf) 

(CDU/CSU) 


Wie beurteilt die Bundesregierung die von 
Dr. Günther Thiede, Abteilungsleiter im Sta- 
tistischen Amt der EG, entwickelten und 1973 
erneut vertretenen Prognosen über die Ver- 
sorgung und den Flächenbedarf in der EG, 
und beabsichtigt die Bundesregierung, aus die- 
sen Prognosen Konsequenzen für ihre Agrar- 
politik zu ziehen und gegebenenfalls welche? 
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Geschäitsbereich des Bundesministers für 
Arbeit und Sozialordnung 


74. Abgeordneter 
Braun 
(CDU/CSU) 


75. Abgeordneter 
Franke 
(Osnabrück) 
(CDU/CSU) 


76. Abgeordneter 

Ziegler 

(CDU/CSU) 


Ist (der Bundesregierung bekannt, daß durch 
die Tätigkeit der sogenannten Sub-Unterneh- 
mer in vielen Fällen gerade ausländischen 
Arbeitnehmern durch das Nichtabführen von 
Sozialversicherungsbeiträgen erhebliche Schä- 
den entstehen, und ist die Bundesregierung 
bereit, die gesetzlichen Voraussetzungen für 
eine wirksamere Kontrolle und Überwachung 
der Sub-Unternehmer zu schaffen? 

Ist die Bundesregierung bereit, die offensicht- 
liche Benachteiligung von Journalisten, die 
als kriegs-, haft- und wehrdienstbeschädigte 
Redakteure nach rdem Bundesversorgungsge- 
setz einen Berufsschadensausgleich erhalten, 
dessen Bemessungsgrundlage in .der Regel un- 
ter ider eines in der Druckerei- und Vervielfäl- 
tigung)Sindustrie tätig gewesenen gelernten 
Arbeiters liegt, zu beseitigen? 

Hält die Bundesregierung die Vorschriften 
des Dritten Vermögensbildungsgesetzes für 
gerechtfertigt, wonach verwitwete Steuer- 
pflichtige mit Kindern wie unverheiratete 
Steuerpflichtige behandelt werden, und ist sie 
gegebenenfalls bereit, die verwitweten Steuer- 
pflichtigen den verheirateten Steuerpflichtigen 
nach diesem Gesetz gleichzustellen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Raumordnung, 
Bauwesen und Städtebau 


77. Abgeordneter 
Röhner 
(CDU/CSU) 


Welche Gründe waren für das „Nationale 
Komitee der Bundesrepublik Deutschland für 
das Europäische Denkmalschutz Jahr 1975" 
maßgebend, die Städte Bamberg, Lübeck und 
Regensburg nicht zu berücksichtigen, so daß 
die genannten Städte auch nicht zu den Schwer- 
punktförderungsorten 1975 gehören? 


78. Abgeordneter Wie ist diese Unterlassung der Bundesregie- 
Röhner rung zu erklären, obwohl Bundesminister Dr. 

(CDU/CSU) Vogel wiederholt auf die Erhaltung gerade 

dieser Städte hingewiesen hat? 


79. Abgeordneter 
Höcherl 
(CDU/CSU) 


Trifft es zu, daß 'die Oberbürgermeister der 
Städte Bamberg, Lübeck und Regensburg an 
den Bundesminister für Raumordnung, Bau- 
wesen und Städtebau ein Telegramm gesandt 
haben, in dem sie bedauern, daß diese drei 
Städte vom Nationalen Komitee der Bundes- 
republik Deutschland nicht berücksichtigt wer- 


14 



Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


Drucksache 7/1380 


den sollen, den Bundesminister daran erinnern, 
daß er auf der zweiten europäischen Raum- 
ordnungsminiister-Konferenz in La Grande 
Motte im September dieses Jahrs ausdrücklich 
auf die Notwendigkeit der Erhaltung gerade 
dieser drei Städte hingewiesen hat und ihn 
bitten, dafür Sorge zu tragen, daß die Vertre- 
ter seines Hauses sich im Nationalen Komitee 
der Bundesrepublik Deutschland für die Auf- 
nahme dieser Städte einsetzen, und wie wurde 
auf dieses Telegraiiiiii reagiert und entschie- 
den? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
innerdeutsche Beziehungen 


80. Abgeordneter 

Hösl 

(CDU/CSU) 


Sind der Bundesregierung Ostberliner Über- 
legungen bekannt, Ost-Berlin wolle in Mün- 
chen und in Hamburg Konsulate errichten, 
wogegen die Bundesregierung das Recht er- 
halten solle, Konsulate in Rostock und in 
Leipzig einzurichten, und sind derartige Über- 
legungen Ausdruck eines Bestrebens der 
„DDR“, der formellen völkerrechtlichen Aner- 
kennung als ausländischer Staat durch die 
Bundesregierung näher zu kommen? 


81. Abgeordneter 

Schröder 

(Lüneburg) 

(CDU/CSU) 


Treffen Pressemeldungen zu, denen zufolge 
die Errichtung von Konsulaten der Bundes- 
republik Deutschland in der DDR und von 
DDR-Konsulaten in der Bundesrepublik 
Deutschland vorgesehen ist, und welchen Sta- 
tus sollen diese Konsulate haben? 


82. Abgeordneter 

Schröder 

(Lüneburg) 

(CDU/CSU) 


Wie vereinbart sich die Errichtung von Konsu- 
laten mit dem besonderen innerdeutschen 
Charakter der Beziehungen zwischen der Bun- 
desrepublik Deutschland und der DDR, und 
welche konkreten Aufgaben sollen diese Kon- 
sulate erfüllen? 


83. Abgeordneter 

Graf 

Stauffenberg 

(CDU/CSU) 


Hat die Bundesregierung Kenntnis davon, und 
wie beurteilt sie dies insbesondere mit Rück- 
sicht auf die Regelungen des Grundvertrags 
und dessen Folgevereinbarungen, daß Bundes- 
bürger, die „Westarbeit“ im Sinne der „DDR“ 
betreiben, von der mit dem Grenzübertritt 
zur „DDR“ verbundenen Geldumtauschver- 
pflichtung befreit worden sind? 


84. Abgeordneter 
Böhm 

(Melsungen) 

(CDU/CSU) 


Nachdem die Bundesregierung begrüßenswer- 
terweise an der Bezeichnung „Zonenrandge- 
biet“ und „Zonenrandförderung“ festhält, fra- 
ge ich die Bundesregierung, ob ^sie bereit ist, 
auf die hessische Landesregierung, die in ihren 
offiziellen Verlautbarungen vom „Grenzgebiet 
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zur DDR" und „Förderung des Grenzraums zur 
DDR" spricht, einzuwirken, im Interesse einer 
einheitlichen Bezeichnung wieder von „Zonen- 
randgebiet" und „Zonenrandförderung" zu 
sprechen? 


85. Abgeordneter 

Dr. Hupka 

(CDU/CSU) 


Wie erklärt sich die Bundesregierung den Wi- 
derspruch zwischen der Deutschlandkarte, wie 
sie von der Deutschen Bundesbahn in einem 
Werbeprospekt Winter 1973/1974 veröffent- 
licht worden ist und den Ausführungen in der 
Begründung des Karlsruher Urteils vom 31. 
Juli 1973, „Das Deutsche Reich existiert fort" 
sowie den Erklärungen der Bundesregierung, 
daß die Gebiete jenseits von Oder und Görlit- 
zer Neiße nicht Ausland sind? 


86. Abgeordneter 

Jäger 

(Wangen) 

(CDU/CSU) 


Wann beabsichtigt die Bundesregierung in Er- 
füllung der ihr vom Bundesverfassungsgericht 
in seinem Urteil vom 31. Juli 1973 auferlegten 
Pflicht Gespräche oder Verhandlungen mit der 
Regierung der DDR aufzunehmen, die dem 
Ziel dienen, die gegenwärtige Praxis an der 
Grenze zwischen der Bundesrepublik Deutsch- 
land und der DDR mit Mauer, Stacheldraht, 
Todesstreifen und Schießbefehl zu ändern, die 
nach dem Urteil des Bundesverfassungsge- 
richts schlechthin unvereinbar mit dem Grund- 
lagenvertrag ist? 


87. Abgeordneter 

Dr. Abelein 


(CDU/CSU) 


Welche von den verschiedenen Ansichten, die 
Mitglieder der Bundesregierung über das Ver- 
hältnis von Grundgesetz und Transitabkom- 
men, bzw. von Grundgesetz und den übrigen 
im Zusammenhang mit dem Vier-Mächte-Ab- 
kommen über Berlin getroffenen Vereinbarun- 
gen geäußert haben, ist für die Bundesregie- 
rung die maßgebliche? 


88. Abgeordneter 

Dr. Abelein 

(CDU/CSU) 


Hat die Bundesregierung ihre Vertragspartner 
darauf aufmerksam gemacht, daß das Urteil 
des Bundesverfassungsgerichts über die Ver- 
fassungsmäßigkeit des Grundvertrags für sic 
verbindlich ist? 


89. Abgeordneter 

Dr. Dollinger 

(CDU/CSU) 


Ist die Bundesregierung bereit ^ — • insbesondere 
nach der Vertagung über ein Kulturabkommen 
mit der DDR — , in einer Dokumentation bi- 
lanzartig für das Jahr 1973 die innerdeutschen 
Kontakte darzustellen und zu veröffentlichen? 


90. Abgeordneter 

Dr. Miltner 

(CDU/CSU) 


Trifft es zu, daß die von Minister Kohl an 
Bundesminister Bahr übergebene Liste vom 
Bundesamt für Verfassungsschutz überprüft 
worden ist, und wenn ja, was hat die Bundes- 
regierung gegebenenfalls auf das Ergebnis der 
Überprüfung hin im Interesse der genannten 
Personen getan? 
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Geschäftsbereich des Bundeskanzlers und 
des Bundeskanzleramtes 


91. Abgeordneter 
Thürk 
(CDU/CSU) 


92. Abgeordneter 

Reddemann 


(CDU/CSU) 


93. Abgeordneter 
Kunz 
(Berlin) 

(CDU/CSU) 


94. Abgeordneter 

Dr. Dollinger 

(CDU/CSU) 


95. Abgeordneter 

Dr. Kunz 
(Weiden) 
(CDU/CSU) 


96. Abgeordneter 

Jäger 

(Wangen) 

(CDU/CSU) 


Hält die Bundesregierung es für vertretbar, 
daß der Bundeskanzler Informjafcionsreisen in 
die Wahlkreise unternimmt, während die Ab- 
geordneten durch das Sonntagsfahrverbot 50Vo 
ihrer Informationstätigkeit in ihrem Wahlkreis 
an den Wochenenden einbüßen, und stimmt 
sic der Erkenntnis zu, daß das Sonntagsfahr- 
verbot grundsätzlich die Legislative — insbe- 
sondere die jeweilige Opposition in Bund und 
Ländern — stark behindert, während die Exe- 
kutive ihre volle Kandlungs- und Bewegungs- 
freiheit behalten hat, so daß die demokratische 
Machtverteilung im Staat eine ungewollte und 
nicht zu rechtfertigende Verschiebung zugun- 
sten der Exekutive erlangt hat? 

Welcher Beamte oder leitende Angestellte 
einer Bundesbehörde hatte außer dem ehema- 
ligen Chef des Bundeskanzleramts Ehmke, 
Kontakt mit dem V-Mann im Axel-Springer- 
Dienst, Göbel, und wer wertete die von Göbel 
unter Verletzung seines Arbeitsvertrags her- 
ausgeschmuggelten Informationen für die Bun- 
desregierung aus? 

Ist Bundesminister Bahr im Rahmen der Zu- 
ständigkeiten für auswärtige Beziehungen 
nach der Neuregelung der Kompetenzen inner- 
halb der Bundesregierung jetzt für die Wahr- 
nehmung der Beziehungen zu den sozialisti- 
schen Staaten zuständig, und nach welchem 
Umfang bemißt sich diese Zuständigkeit? 

Wie ist die Haltung von Staatssekretär Gaus 
zu verstehen, der in seiner mehrstündigen 
Unterhaltung mit Herrn Hier keinen Anlaß 
gesehen hat, das Thema der Erhöhung der 
Geldumtauschquote um lOOVo anzuschneiden, 
obwohl Weihnachtsbesuche von Hunderttau- 
senden von Bundesbürgern und Berlinern in 
der DDR und Ost-Berlin vor der Türe stehen? 

Trifft es zu, daß es nicht gelungen ist, im 
DGB-Jugendmagazin „ran" als redaktionelle 
Beiträge aufgemachte Inserate des Bundes- 
ministeriums der Verteidigung zu veröffent- 
lichen, welches sind hierfür gegebenenfalls die 
Gründe, und welches finanzielle Volumen soll- 
te die geplante Aktion haben? 

Wie ist der gegenwärtige Stand der Verwirk- 
lichung des Briefwechsels vom 8. November 
1972 über Arbeitsmöglichkeiten für Journa- 
listen zwischen der Bundesrepublik Deutsch- 
land und der DDR einschließlich der ider dazu 
abgegebenen Erklärungen zu Protokoll? 
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Geschäftsbereich des Bundesministers des Auswärtigen 


97. Abgeordneter 
Dr. Jahn 
(Braunschweig) 
(CDU/CSU) 


Was gedenkt die Bundesregierung zu tun, 
nachdem her Nahost-Krieg und die Nahost- 
Krise erwiesen haben, daß nationalstaatlicher 
Egoismus nicht nur die Gemeinschaft in 
Schwierigkeiten, sondern auch das atlantische 
Bündnis in Gefahr brachte? 


98. Abgeordneter 

Dr. Jahn 

(Braunschweig) 

(CDU/CSU) 


Ist hie Bundesregierung nicht der Meinung, 
daß nach den im Jahr 1973 gemachten Erfah- 
rungen eine Überprüfung, Erneuerung und 
Erweiterung der Atlantischen Allianz in Rich- 
tung einer funktionsgerechten Partnerschaft, 
wie sie seitens der USA (Kissinger-Rede vom 
23. April 1973 über die Beziehungen EWG — 
USA) vorgeschlagen wurde, notwendig ist? 


99. Abgeordneter Welches sind in Grundzügen die gesetzlichen 
Dr. Beermann Regelungen für die politische Betätigung von 

(SPD) Ausländern in her Schweiz, und wird die 

Bundesregierung Konsequenzen aus den dor- 
tigen Regelungen für die Bundesrepublik 
Deutschland ziehen? 


100. Abgeordnete 

Frau 

Dr. Neumeister 
(CDU/CSU) 


Hält die Bundesregierung Städtepartnerschaf- 
ten auch mit osteuropäischen Städten für er- 
strebenswert, und welche Bundesmittel wür- 
den dafür zur Verfügung stehen? 


101. Abgeordnete 

Frau 

Dr. Neumeister 
(CDU/CSU) 


Ist her Bundesregierung bekannt, daß seitens 
der DDR Partnerschaften zwischen Städten in 
der Bundesrepublik Deutschland und in Ost- 
Europa angeblich nicht gewünscht werden, und 
welche Einwirkungsmöglichkeiten nimmt sie 
im Rahmen ihrer Ost- und Deutschlandpolitik 
auf diesem Gebiet wahr? 


102. Abgeordneter 
Dr. Becher 
(Pullach) 
(CDU/CSU) 


Gelten die in der Erklärung der neun Regie- 
rungen der Europäischen Gemeinschaft am 
13. Oktober 1973 vertretenen Prinzipien nur 
für die von Israel besetzten Gebiete oder sind 
sie in der Erkenntnis angesprochen worden, 
daß sie allgemein und für alle Völker beachtet 
werden müssen? 


103. Abgeordneter 
Dr. Becher 
(Pullach) 
(CDU/CSU) 


Kann insbesondere „ein gerechter und dauer- 
hafter Friede" nur im Falle der Palästinenser 
durch „Wahrung ihrer legitimen Rechte" er- 
reicht werden, oder ist die Bundesregierung 
vielmehr der Überzeugung, daß auch die „legi- 
timen Rechte" der aus ihrer angestammten 
Heimat vertriebenen Ostpreußen, Pommern, 
Schlesier und Sudetendeutschen um eines „ge- 
rechten und dauerhaften Friedens" willen ge- 
wahrt werden müßten? 
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104. Abgeordneter 
Freiherr 
von Fircks 

(CDU/CSU) 


Wird zur Wahrung der Schutzpflicht für die 
Grundrechte der Deutschen der Wert des 
Eigentums der Aussiedler aus den Oder- 
Neiße-Gebieten, das sie ohne Gegenleistung 
dem polnischen Staat übereignen müssen, be- 
sonders erfaßt, nachdem die Aussiedler — zum 
Unterschied zu der rechtswidrigen Konfiska- 
tion des Eigentums der Deutschen während 
der Massenvertreibung unmittelbar nach dem 
Kriege — nunmehr noch .selbst entschädi- 
gungslos ihr Eigentum dem polnischen Staat 
zedieren und dafür auch noch die Kosten 
bezahlen müssen, und wenn ja, wie hoch ist 
der Wert des bisher von den deutschen Aus- 
siedlern unter solchem Zwang dem polnischen 
Staat übereigneten Eigentums, und wie hoch 
ist die Gesamtsumme der diesem Personen- 
kreis entstandenen Kosten für die Übereig- 
nungsformalitäten? 


105. Abgeordneter 

Gansei 


(SPD) 


Wieviel Tage dauert bei Hilfsmaßnahmen für 
politisch Verfolgte in Chile durchschnittlich 
das Verfahren deutscher Stellen vom Eingang 
des Asylgesuchs bei der deutschen Botschaft 
in Santiago über erste Sicherheitsüberprüfung 
durch den Beauftragten des Bundesinnenmini- 
steriums, Übermittlung der Sicherheitsüber- 
prüfung an das Bundesinnenministerium nach 
Bonn, zweite Sicherheitsüberprüfung durch das 
Bundesinnenministerium in Bonn, Übermitt- 
lung des Überprüfungsergebnisses nach San- 
tiago, Anfertigung des Ausreisegesuchs bis 
Abgabe des Ausreisegesuchs bei der Militär- 
junta im Vergleich zu der Dauer des Ent- 
scheidungsverfahrens der Militärjunta, und in 
wie vielen konkreten Fällen hat das Ent- 
scheidungsverfahren der deutschen Behörden 
länger gedauert als das der chilenischen Stel- 
len? 


106. Abgeordneter 
Wohlrabe 
(CDU/CSU) 


Trifft es zu, daß die Bundesregierung bereit 
war, der Republik Chile zur Zeit der Präsident- 
schaft von Herrn Allende eine erhebliche Men- 
ge von Weizen zu liefern, diese jedoch nicht 
geliefert wurde, weil die Regierung in Chile 
sich seinerzeit weigerte, in dem dafür erfor- 
derlichen Vertrag die Berlin-Klausel zu ak- 
zeptieren? 


107. Abgeordneter 

Dr. Hupka 

(CDU/CSU) 


Wie erklärt sich die Bundesregierung die rück- 
läufige Zahl der Aussiedler aus dem Bereich 
der Volksrepublik Polen im Jahr 1973, für das 
ein Monatsdurchschnitt unter 600 angesetzt 
werden muß, während es nocdi 1972 im Monats- 
durchschnitt über 1000 und im Jahr 1971 im 
Monatsdurchschnitt über 2000 gewesen sind? 
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108. Abgeordnete 

Frau 

von Bothmer 

(SPD) 


109. Abgeordnete 

Frau 

von Bothmer 

(SPD) 


110. Abgeordneter 

Dr. Holtz 
(SPD) 


111. Abgeordneter 

Dr. Holtz 
(SPD) 


Welche Haltung nehmen die Beauftragten der 
Bundesregierung bei den vorbereitenden Ge- 
sprächen zur Genfer Konvention 1974 in der 
Frage des Verbots von Napalm als Kampf- 
waffe ein, und treffen Hinweise zu, denen 
zufolge Bestrebungen insbesondere skandina- 
vischer Regierungen zur Ächtung von Napalm 
auf den Widerstand bestimmter Regierungen 
stoßen? 

Sind der Bundesregierung Fälle bekannt, in 
denen die südafrikanische Regierung Bürgern 
der Bundesrepublik Deutschland die Einreise 
nach Namibia verweigert hat, und um welche 
Personen hat es sich geqebenenfalls dabei ge- 
handelt? 

Treffen Hinweise zu, denen zufolge in Portu- 
gal Anlagen zur Munitionsherstellung mit 
Ausrüstungslieferungen von Firmen aus der 
Bundesrepublik Deutschland errichtet wurden 
bzw. werden, und wann hat die Bundesregie- 
rung gegebenenfalls solchen Lieferungen zu- 
gestimmt bzw. wann sind die entsprechenden 
Hermes-Versicherungsverträge mit den betei- 
ligten Firmen abgeschlossen worden? 

Beschäftigt sich die Firma Fritz Werner, an 
der der Bund maßgeblich beteiligt ist, an der 
Munitionsproduktion in Portugal? 
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B. Schriftliche Fragen gemäß IV. der Richtlinien 


Geschäftsbereich des Bundesministers des Auswärtigen 


1. Abgeordneter 
Spranger 
(CDU/CSU) 


Sind Meldungen in der „Süddeutschen Zei- 
tung" vom 4. Dezember 1973 zutreffend, denen 
zufolge arabische Län.der mit der Bundesrepu- 
blik Deutschland Kontakte zwecks Ankauf von 
Waffen aufgenommen haben, und wird die 
Bundesregierung an arabische Länder Waffen 
oder die zur Herstellung von Waffen erfor- 
derliche Industrieausrüstung liefern? 


2. Abgeordneter 

Dr. Jahn 

(Braunschweig) 

(CDU/CSU) 


Gibt es Ziele für „ein gemeinsames Vorgehen 
der Sowjetunion und der Bundesrepublik 
Deutschland in der Europapolitik und in Fra- 
gen der gesamteuropäischen Beratung" (Iswe- 
stija 11. November 1973), und wenn ja, 
welche? 


3. Abgeordneter 
Dr. Kunz 
(Weiden) 

(CDU/CSU) 


Beabsichtigt die Bundesregierung, weitere 
Sender, die vom deutschen Boden aus den 
Gedanken der Demokratie und der Freiheit 
nach dem Osten hin ausstrahlen, zum Schwei- 
gen zu bringen, nachdem sie die Arbeit des 
Senders „Freies Rußland" eingestellt hat? 


Geschäftsbereich des Bundesministers des Innern 


4. Abgeordneter 

Dr. Slotta 
(SPD) 


Wie beurteilt die Bundesregierung das For- 
schungsprogramm des Verbands kunststoffer- 
zeugende Industrie e. V., Frankfurt/Main, 
Karlstraße 21, das sich auf die Vorstellungen 
der Bundesregierung bezieht, durch die Ent- 
wicklung und den Ausbau von Recycling- Ver- 
fahren sei es möglich, die Menge der Abfälle 
beträchtlich zu reduzieren, weil Recycling- 
Verfahren dazu dienen, die überwiegende 
Masse von Abfällen als „Rohstoffe am falschen 
Ort" in den Produktionsprozeß wieder einzu- 
gliedern, und welche konkreten Maßnahmen 
will die Bundesregierung bei einer positiven 
Beurteilung einleiten? 


5. Abgeordneter 
Dr. Kunz 
(Weiden) 
(CDU/CSU) 


Wie kann die Bundesregierung zulassen, daß 
von deutschen Sendern in den Sendungen für 
Gastarbeiter kommunistische Propaganda aus- 
gestrahlt wird, während sie umgekehrt demo- 
kratische Sendungen in den Osten unterbindet, 
wie dies die Einstellung des Senders „Freies 
Rußland" beweist? 
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6. Abgeordneter Wer sind nach Ermittlung der Bundesregie- 
Dr. Probst rung die Urheber der kriminellen Gewalttätig- 

(CDU/CSU) keiten, die an den Universitäten in Zunahme 

begriffen sind? 


7. Abgeordneter Auf welche Ursachen führt die Bundesregie- 

Dr. Probst rung die Zunahme der Gewalttätigkeit an den 

(CDU/CSU) Hochschulen der Bundesrepublik Deutschland 

zurück? 


8. Abgeordneter Wann wird die Bundesregierung ihrer Ver- 

Freiherr pflichtung aus § 96 des Bundesvertriebenen- 

von Fircks gesetzes Rechnung tragen und dem Deutschen 

(CDU/CSU) Bundestag einen Bericäit über die von ihr seit 

1970 getroffenen Maßnahmen zur Erhaltung, 
Pflege und Weiterentwicklung des Kulturguts 
der Vertriebenen und Flüchtlinge vorlegen, 
und ist die Bundesregierung bereit, im Rahmen 
dieses Berichts auch ihre Konzeption über die 
künftige Absicherung der Existenzgrundlage 
der bestehenden kulturellen Einrichtungen, die 
insbesondere eine langfristige Arbeitsplanung, 
einen gesiicherten Bestand an qualifizierten 
Mitarbeitern und Unabhängigkeit von nur 
kurzfristig überschaubaren Zuwendungen ge- 
währleistet, darzulegen? 


Ist die Bundesregierung bereit, eine beschleu- 
nigte Abwicklung des Fünften Gesetzes zur 
Änderung und Ergänzung des Häftlingshilfe- 
gesetzes in dem Sinne zu ermöglichen, daß 
die Erfüllung der Ansprüche ehemaliger poli- 
tischer Häftlinge aus der „DDR“ bis zum Ende 
des Rechnungsjahrs 1974 abgeschlossen wer- 
den kann? 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Finanzen 


10. Abgeordneter Wann und in welcher Weise sind Vereinba- 

Dr. Wittmann rungen mit der „DDR" zu erwarten, auf Grund 

(München) deren private Sperrkonten einschließlich der 

(CDU/CSU) Uraltguthaben, aus der „DDR“ in die Bundes- 

republik Deutschland transferiert werden kön- 
nen? 


U. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, gemäß des 
Dr. Müller Gesetzes über die verbilligte Veräußerung, 

(München) Vermietung und Verpachtung von bundeseige- 

(CDU/CSU) nen Grundstücken vom 16. Juli 1971 (BGBl. I 

S. 1005), der Landeshauptstadt München 
Grundstücke für den sozialen Wohnungsbau 
zur Verfügung zu stellen? 
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Geschäftsbereich des Bundesministers für Wirtsdiaft 


12. Abgeordneter 
Dr. Lenz 
(Bergstraße) 
(CDU/CSU) 


Welche Maßnahmen wird die Bundesregie- 
rung ergreifen bzw. vorschlagen, um das Gast- 
stättengewerbe in Ausflugsgebieten vor den 
Folgen des kürzlich erlassenen Sonntagsfahr- 
verbots zu bewahren? 


13. Abgeordneter 
Dr. Slotta 


(SPD) 


Hält es die Bundesregierung im Rahmen ihrer 
Hnergiekonzeption für erforderlich, die Kraft- 
werkskapazität auf Kohlebasis im Saarland 
— das für den Standort Weiher beschlossene 
Kraftwerk bereits eingeschlossen — um rund 
3000 Megawatt zu erweitern, und ist die Bun- 
desregierung bereit, bei den mit der Regierung 
des Saarlands und der Saarberg AG im Zu- 
sammenhang mit dem eventuellen Bau weite- 
rer Kraftwerke notwendig werdenden Ver- 
handlungen darauf zu drängen, daß der Stand- 
ort Reden wegen der in dieser Region beste- 
henden Strukturschwierigkeiten bevorzugt be- 
dacht wird? 


14. Abgeordneter 
Dr. Evers 
(CDU/CSU) 


Steht die Erhöhung des Ansatzes zur Förde- 
rung des Handels und des Hotel- und Gast- 
stättengewerbes im Entwurf des Bundeshaus- 
haltsplans 1974 um nur 5‘Vo nach Auffassung 
der Bundesregierung in übereinstimmiung mit 
der Aussage im Jahreswirtschaftsbericht 1973, 
daß „die Verbesserung der Existenz- und 
Wettbewerbsfähigkeit kleinerer und mittlerer 
Unternehmen einer der Schwerpunkte der 
Wirtschaftspolitik" sei? 


15. Abgeordneter 
Dr. Jahn 
(Braunschweig) 
(CDU/CSU) 


Würde die Bundesregierung in der Förderung 
kleiner Zeitungsverlage im Zonenrandgebiet 
(nach Berliner Modell) nicht auch einen „Bei- 
trag zur Erhaltung der Informations- und Mei- 
nungsvielfalt" sehen, wie es der Regierende 
Bürgermeister Klaus Schütz vor Teilnehmern 
einer Informationstagung der BDZV am 3. Sep- 
tember 1973 für in Berlin geförderte Zeitungen 
bezeidinete? 


16. Abgeordnete 

Frau 

Dr. Riedel- 

Martiny 

(SPD) 


17. Abgeordnete 

Frau 

Dr. Riedel- 

Martiny 

(SPD) 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß Fern- 
heizwerke in den letzten Wochen ihre Preise 
um 50‘'/o, gelegentlich sogar um 70‘Vo erhöht 
haben, und liegt hier nach Meinung der Bun- 
desregierung ein Mißbrauch wirtschaftlicher 
Macht im Sinne des Kartellgesetzes (Mono- 
polstellung der Unternehmen) vor? 


Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregie- 
rung, die Bezieher von Fernwärme vor so 
großen Preiserhöhungen zu schützen, und ist 
insbesondere daran gedacht, dn das Mieter- 
sdiutzgesetz entsprechende Schutzklauseln 
aufzunehmen? 
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Gesdiäftsbereidi des Bundesministers für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten 

18. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß Garten- 

Mursch baubetriebe mit beheizten Unterglaskulturen, 

(Soltau-Harburg) die durch Importe und staatliche Förderungs- 
(CDU/CSU) maßnahmen in anderen Ländern — auch im 

EG-Raum — in einem harten Wettbewerb 
stehen, durch die Entwicklung der iHeizöl- 
preise mit einer Verdreifachung der Heiz- 
kosten in ihren wirtschaftlichen Grundlagen 
und damit ihrer Existenz gefährdet sind? 

19. Abgeordneter Is.t die Bundesregiierung bereit, durch gezielte 

Mursch Maßnahmen, wie z. B. einer Heizölstauerrück- 

(Soltau-Harburg) Vergütung, die durch politische Entwicklungen 
(GDU/CSU) verursachte existenzbedrohende wirtschaftli- 

che Lage zu erleichtern? 

Findet der Wunsch der betroffenen Ernäh- 
rungswiirtschaft nach einer Änderung der 
Höchistmengenverordnung für tierische Lebens- 
mittel vor in Kraft treten derselben am 
24. Mai 1974 die Unterstützung des Bundes- 
ministeriums für Ernähirung, Landwirtschaft 
und Forsten, und wieweit war das Bundes- 
ministerium bei der Beratung zur Höchstmen- 
genveroTdnung für tierische Lebensmittel vom 
24. November 1973 beteiligt? 

Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Arbeit und Sozialordnung 

21. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß die 

Sprenger Durchführung der Rentenreform der Jahre 

(CDU/CSU) 1972 und 1973 bei der Bundesversicherungs- 

anstalt für Angestellte zu erheblichen Verzö- 
gerungen in der Bearbeitung der Rentenan- 
träge der Arbeitnehmer führte, weil bisher die 
■auf Grund der Rentenreform geforderten und 
notwendigen Planmehrstellen nicht bewilligt 
wurden, und ist die Bundesregierung im In- 
teresse der Arbeitnehmer nunmehr bereit, die 
von der Bundesanstalt geforderten Planstellen 
zu bewilligen? 

Wie beurteilt die Bundesregierung die Mög- 
lichkeit des Beitragseinzugs zur Angestellten- 
unid Arbeitslosenversicherung durch die Er- 
satzkassen für die bei ihnen versicherten Mit- 
glieder, die nicht mehr der Krankenversiche- 
rungspflicht unterliegen, und beabsichtigt die 
Bundesregierung eine gesetzliche Neurege- 
lung, durch die der Beitragseinzug zur Ange- 
stellten- und Arbeitslosenversicherung durch 
die Ersatzkassen für die bei ihnen versicher- 
ten Mitglieder, die nicht mehr der Kranken- 
versicherung spf licht unterliegen, ermöglicht 
wird? 



20. Abgeordneter 
Eigen 

(CDU/CSU) 
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23. Abgeordneter 
Burger 
{CDU/CSU) 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß im Laufe 
eines Jahres von den zahlreichen durch den 
Schutzverband für Impfgeschädigte bearbei- 
teten Impfschadensfällen von den Versor- 
gungsämtern bisher nur drei Fälle einiger- 
maßen befriedigend gelost wurden, wobei es 
sich um Kinder eines Miniisterialrats, eines 
mediz/inischen Privatdozenten und eines Lei- 
ters eines Gesundheitsamts handelte, und teilt 
die Bundesregierung die Auffassung, daß die 
seit der Novellierung des Bundesseuchenge- 
setzes im Jahr 1971 für die Bearbeitung von 
Impfschäden zuständigen Versorgungsämter 
und Sozialgerichte anstelle der ordentlichen 
Gerichte wegen des Mangels der erforder- 
lichen Erfahrungen mit Impfschäden bei der 
gerechten Festsetzung von Leistungen nach 
der Eigenart der Impfschäden lüberfordert sind? 


24. Abgeordneter 

Seibert 


(SPD) 


Beabsichtigt die Bundesregierung, im Hinblick 
auf die derzeitige Arbeitsmarktlage die Be- 
zugszeit für das Kurzarbeitergeld zu verlän- 
gern, und gegebenenfalls welcher Zeitpunkt 
ist dafür ins Auge gefaßt? 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Verteidigung 


25. Abgeordneter 
Dr. Häfele 
(CDU/CSU) 


Ist die Bundesregierung bereit zu prüfen, ob 
nicht die im Deutschen Bäderverband zusam- 
mengeschlossenen Heilbäder, heilklimatischen 
Kurorte und Kneippkurorte vom Tiefflug- 
system ausgenommen werden können? 


26. Abgeordneter Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregie- 

Dr, Häfele rung sonst, die sich für diese Kurorte aus dem 

(CDU/CSU) Tiefflugsystem ergebenden wirtschaftlichen 

Nachteile auszugleichen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Jugend, Familie und Gesundheit 


27. Abgeordneter Wie hoch beziffert die Bundesregierung den 
Rollmann Fehlbestand an Sozialarbeitern und Sozial- 

(CDU/CSU) Pädagogen aufgeschlüsselt nach den einzelnen 

Sparten heute und für die nächsten Jahre, und 
welche Vorstellungen 'hat die Bundesregie- 
rung für die Beseitigung dieses Fehlbestands,? 


28. Abgeordneter 

Prinz zu Sayn- 
Wittgenstein- 
Hohenstein 
(CDU/CSU) 


Sieht die Bundesregierung die Notwendigkeit, 
daß nicht nur Impfgeschädigte, die vor oder 
nach 1945 im Bereich der jetzigen DDR und 
Ost-Berlin auf Grund einer gesetzlichen Vor- 
schrift igegen Pocken geimpft wurden, unter 
die Bestimmungen des Bundesseuchengesetzes 
fallen sollten, wenn sie als Flüchtlinge, Ver- 
triebene oder Familienzusammengeführte in 
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die Bundesrepublik Deutschland gekommen 
sind, sondern auch gegen andere Krankheiten 
Geimpfte oder Impfgeschädigte, die im Rah- 
men der Ostpolitik der Bundesregierung als 
Deutsche aus östlichen Ländern in die Bundes- 
republik Deutschland zurückkehren? 


29. Abgeordneter 
Prinz zu Sayn- 
Wittgenstein- 
Hohenstein 

(CDU/CSU) 


Welche Maßnahmen gedenkt die Bundesregie- 
rung zu ergreifen, um die bestehenden Mängel 
in der Versorgung von Impfgeschädigten bun- 
deseinheitlich zu beheben, und gegebenenfalls 
wann will sie eine entsprechende Novelle zum 
Bundesseuchengesetz vorlegen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Verkehr 


30. Abgeordneter 
Sick 

(CDU/CSU) 


v31. Abgeordneter 

Lenzer 


(CDU/CSU) 


32. Abgeordneter 
Lenzer 


(CDU/CSU) 


33. Abgeordneter 

Dr. Zimmermann 


(CDU/CSU) 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß der 
Schwerlasttransport auf !der Bundesstraße 5 
zwisen den Orten Itzehoe und Brunsbüttel- 
ELbehafen durch die Lieferung von Zement- 
klinkern an Schiff Brunsbüttel-Elbehafen seit 
August 1973 in dem Maße zugenommen hat, 
daß insgesamt pro Tag 160 Fahrten mit Last- 
zügen ä 25 Tonnen Ladefähigkeit durchgeführt 
werden, und das mit einer weiteren Steige- 
rung um 100 000 Tonnen pro Jahr gerechnet 
werden muß, und ist die Bundesregierung be- 
reit, den heute völlig unzureichenden Straßen- 
ausbau zumindest dieser Teilstrecke der B 5 
unverzüglich durchzuführen, und kann damit 
gerechnet werden, daß dieser Ausbau so recht- 
zeitig geschieht, daß nicht im Sommer 1974 
der Verkehr auf dieser Strecke wegen des 
zusätzlichen Reiseverkehrs völlig zusamrnen- 
bricht? 

Wie beurteilt die Bundesregierung die mit 
Brief vom 22. November 1973 von der Indu- 
strie- und Handelskammer zu Dillenburg dem 
Bundesverkehrsminister übermittelten Vor- 
schläge zur Verkehrssituation in dem Kam- 
merbezirk (Landkreis Dillkreis und Bieden- 
kopf), und welche Konsequenzen gedenkt sie 
daraus zu ziehen? 

Wie beurteilt die Bundesregierung eine Erwei- 
terung der Bahnbuslinie Haiger — -Wetzlar über 
die Ortschaft Daubhausen, Kreis Wetzlar, um 
der Bevölkerung eine bessere Verkehrsan- 
bindung zu Arbeitsplätzen und Einkaufszen- 
tren zu ermöglichen? 

Welche zeitlichen Vorstellungen hat die Bun- 
desregierung hinsichtlich des Ausbaus der Um- 
gehung von Landshut (Niederbayern) im Zuge 
der Bundesautobahn München— Landshut— - 
Deggendorf? 
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34. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, angesichts der 
Dr. Zimmermann hohen Vekehrsbelastung der Innenstadt 
(CDU/CSU) Landshut den geplanten Ausbau der Umge- 

hung zeitlich vorzuziehen? 


35. Abgeordneter Bestehen Planungsabsichten der Deutschen 
Eigen Bundesbahn, die Stückgutbahnhöfe in Osthol- 

(CDU/CSU) stein, Eutin und Oldenburg stillzulegen, und 

W(ie würde sich eine solche Maßnahme auf die 
wirtschaftliche Entwicklung des Mittelzen- 
trums Butin und des Unterzentrums Olden- 
burg auswiirken? 


Inwieweit sieht sich die Bundesregierung in 
der Lage, den Plänen der Bundesbahnhaupt- 
verwaltung, nämlich den Bundesbahnhof Betz- 
dorf nunmehr der Bundesbahndirektion Essen 
zuzuweisen, zugunsten einer aus raumstruktu- 
rellen und bedienungstechnischen Gründen 
sinnvolleren Zuweisung an die Bundesbahn- 
direktion Köln, mit dem Ziel einer positiven 
Veränderung zu überprüfen? 


Kann die Bundesregierung gewährleisten, daß 
nach Übernahme des Postreisedienstes durch 
die Deutsche Bundesbahn der Schüler-Busver- 
kehr im Raum Kall/Eifel von der Deutschen 
Bundesbahn in gleicher Weise fortgeführt 
wird? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
innerdeutsche Beziehungen 


38. Abgeordneter Treffen Pressemeldungen zu, Ost^Berlin er- 
Dr. Riedl wäge, die Kosten der Reparaturen an den 

(München) Zugangswegen nach Berlin ganz oder teilweise 

(CDU/CSU) zusätzlich zu den 235 Millionen DM Visa- und 

Straßenbenutzungsgebühren jährlich der Bun- 
desregierung in Rechnung zu stellen, und um 
welche Beträge handelt es sich — bejahenden- 
falls? 


39. Abgeordneter In welcher Weise denkt die Bundesregierung, 
Immer darauf einzuwirken, daß die unzumutbare Paß- 

(SPD) kontrolle und Gepäckkontrolle der DDR-Be- 

hörden dn Interzonenzügen, bei der Reisende, 
die keinen Sitzplatz haben, den Zug über mehr 
als eine Stunde verlassen müssen, im Sinne 
des Verkehrs- und Grundlagenvertrags abge- 
stellt werden? 


Milz 

(CDU/CSU) 
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Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Forschung und Technologie und 
für das Post- und Fernmeldewesen 


40. Abgeordneter 
Marschall 
(SPD) 


Wie hoch sind die Kosten des Nachtflugdien- 
stes der Deutschen Bundespost, bzw. welcher 
Mehraufwand im personellen und technischen 
Bereich entsteht durch diese Einrichtung? 


41. Abgeordneter 
Marschall 
(SPD) 


Wird von der Deutschen Bundespost geprüft, 
ob eine schnelle Postverteilung (E + 1) auch 
auf dem Schienenwege erreicht werden kann, 
gegebenenfalls welche Ergebnisse liegen vor? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Bildung und Wissenschaft 


42. Abgeordneter 

Dr. Evers 


(CDU/CSU) 


Wie beurteilt die Bundesregierung die weitere 
Entwicklung der Zuschußgewährung für Ratio- 
nalisierungsmaßnahmen und Fortbildungsein- 
richtungen im Jahr 1974, nachdem bereits im 
Jahr 1973 mehrere Zuschußanträge zum Bau 
von Fortbildungseinrichtungen wegen Knapp- 
heit der Haushaltsmittel nicht berücksichtigt 
werden konnten, urxd wie läßt sich dies mit 
den mehrfachen Erklärungen der Bundesregie- 
rung vereinbaren, denen zufolge die Berufs- 
bildung einen hohen Stellenwert im Rahmen 
der inneren Reformen habe? 


43. Abgeordneter 
Dr. Beermann 


(SPD) 


Wird die Prüfung nach Abschluß eines Stu- 
diums an der Deutschen Angestellten-Akade- 
mie — einer staatlich anerkannten Höheren 
Wirtschaftsfachschule in Großhansdorf, Kreis 
Stormarn — jetzt oder in Zukunft der Diplom- 
prüfung an einer Universität gleichgestellt, so 
daß ein Absolvent der Angestellten-Akademie 
nach dort bestandenem Abschlußexamen damit 
die Berechtigungsvoraussetzung zum Eintritt 
als Bundesbankreferendar in den Vorberei- 
tungsdienst der Laufbahn des höheren Bank- 
dienstes erwirbt, und gedenkt die Bundes- 
regierung, falls eine Gleichstellung der Ab- 
schlußprüfungen an Universität und Ange- 
stellten-Akademie bislang nicht erfolgt ist, 
darauf hinzuwirken, daß dies, in Zukunft ge- 
schieht, und ist sie bereit, einen Termin zu 
nennen, zu dem diese Gleichstellung erfolgen 
wird? 


Bonn, den 7. Dezember 1973 



